UNSER GRAZ

Das Programm der SPO Graz 2026

Abindie Graz, unsere Stadt der ... und viele
Zukunft Umweltstadt Frauen Ideen mehr!
Fdr ein Graz, das Weil eine saubere Farein Graz, das Denn Graz gehort
heute die Weichen Stadt eine bessere Frauen wirklich allen, die hier
flr morgen stellt. Stadt ist. ‘:] ) starkt. leben und wirken.
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EIN WORT VORAB...

Was ich mir flr Graz winsche, ist eigentlich ganz einfach:
dass alle gut leben kénnen — Frauen und Manner, Jung und Alt,
seit Jahrzehnten hier und gerade erst angekommen. Dass
unsere Stadt sauber, sicher und sozial ist. Dass Chancen nicht
vom Geldbdrsel oder vom Geschlecht abhangen, sondern von
Mut und Einsatz. Dafdr stehen wir mit konkreten MaBnahmen
— wie etwa 17 Gesundheitszentren in 17 Bezirken, damit
medizinische Versorgung wirklich alle erreicht, egal wo in Graz
man lebt. Dieses Programm ist unser Weqg dorthin — erarbeitet
von vielen, gedacht fir alle. Ich lade euch ein, ihn gemeinsam
mit uns zu gehen.

EURE DORIS KAMPUS
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STADT DER
ZUKUNFT

Fiir ein Grasz, das heute die
Weichen fiir morgen stellr.
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05 Nachhaltige Stadtentwicklung nach sozialen und

okologischen Gesichtspunkten

Die Einbindung des Steirischen Zentralraumes ist
fir die Stadtentwicklung unabdingbar. Da die
Stadtgrenzen immer deutlicher mit den
Umlandgemeinden verschwimmen, missen sie neu
definiert sowie im Konzept der Zukunftsstadt Graz
2035 mitbedacht werden. Partizipations-
maoglichkeiten und Kompetenzen auf Bezirksebene
(Bezirksvertretungen) missen ausgebaut werden.

Einbindung von Biirger:innen und mehr
Bezirksdemokratie

Ein wesentliches Ziel der Sozialdemokratie ist, dass
in Zukunft Bezirke wie auch Blrger:innenin
Entscheidungen weit mehr eingebunden werden,
Beschlisse nichtin erster Linie am Grinen Tisch im
Rathaus gefasst, sondern - soweit maglich - vor Ort
entschieden werden, und das unter Einbindung der
Betroffenen, also sowohl der Bezirksvertretungen
als auch der Burgerinnen. Dazu bedarf es
zusatzlicher Kompetenzen fir die Bezirke. Wir
Sozialdemokra:innen wollen, dass Probleme, die vor
Ort am besten wahrnehmbar sind, auch dort geldst
werden. Daher braucht es starke Bezirksver-
tretungen. Mit der groBen Bezirksdemokratie-
reform haben wir bereits einen Schritt in die richtige
Richtung gemacht. Unsere Bezirksvertretungen
werden in Zukunft Gber ein groBeres Budget
verfigen und mehr Mitspracherecht bei der
Gestaltung des offentlichen Raums haben.
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Digitalisierung und Biirgerinnenbeteiligung im
Sinne der Vielen

Wir leben bereits in einer digitalisierten Welt.
Entscheidend fiir die Sozialdemokratie ist es,
die Digitalisierung zum Vorteil der Menschen zu
nutzen. Um flr diese und andere
Herausforderungen der Zukunft gewappnet zu
sein, ist Bildung unerlasslich.

Unterstiitzung

In der ,Zukunftsstadt Graz” profitieren alle von
den positiven Aspekten des technologischen
Fortschritts. Um diese Vision Realitat werden zu
lassen, ist es notwendig, mehrere
Weichenstellungen vorzunehmen. Momentan ist
esvor allem fir altere MitbUrgerinnen
schwierig, mit den rasch voranschreitenden
neuen Technologien Schritt zu halten. Im
Gegensatz dazu werden Kinder und Jugendliche
haufig zu frih, und ohne die daflir nétigen
sozialen Kompetenzen erlernt zu haben, mit den
Auswirkungen der Digitalisierung konfrontiert.
Fir uns Sozialdemokratinnen ist klar, dass wir
beide Gruppen bei der Bewaltigung der
Herausforderungen des digitalen Zeitalters
unterstitzen mussen. Daher wollen wir
sicherstellen, dass alle Personen, die das
mochten, an der Digitalisierung partizipieren
kénnen. Zu diesem Zweck ist die Schaffung von
digitalen Kompetenzlehrgangen geplant.

Erleichterung der Arbeit

Neben dem gesellschaftspolitischen Aspekt der
Digitalisierung sind vor allem ihre Auswirkungen
auf die Arbeitswelt von Bedeutung. Durch den
technischen Fortschritt bedingt ergeben sich
zahlreiche Mdglichkeiten zur
Effizienzsteigerung. Diese betreffen sowohl den
offentlichen Sektor als auch den
privatwirtschaftlichen Bereich. Fiir uns als
Sozialdemokratie muss das zur Verklrzung der
Arbeitszeit fUhren. Auch eine schon seit
langerem diskutierte Wertschépfungsabgabe
sowie die Besteuerung groBer Konzerne
missen ins Auge gefasst werden.

Freie Entscheidung

In der .Zukunftsstadt Graz" erleichtert die
Digitalisierung die Arbeit der Menschen. Es
muss aber auch weiterhin die Maglichkeit
bestehen, alle Amtswege auf herkdmmliche Art
beschreiten zu kénnen. In diesem Sinne ist die
LZukunftsstadt Graz" eine Vision, in der die
voranschreitende Modernisierung den
Menschen dient und in der sich die Birgerinnen
frei dafiir entscheiden kénnen, in welchem
AusmaB sie neue Technologien nutzen
maochten.

Mitspracherecht stirken

Wie im Digitalisierungsbereich méchten wir das
Mitspracherecht der Stadtbevdlkerung auch in
anderen Fragen starken. In der ,Zukunftsstadt
Graz" sollen die Blirgerinnen starker als bisher in
Entscheidungsfindungsprozesse eingebunden
werden. Dazu ist ein umfassender Ausbau der
direkten Demokratie auf kommunaler Ebene
erforderlich. Die Ubertragung dieser
Entscheidungskompetenzist jedoch nur der
erste Schritt in Richtung einer
weitreichenderen Blrgerinnenbeteiligung. So
sollen sich engagierte Menschen direkt mit
Vorschlagen an die Stadtverwaltung wenden
kdénnen.
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Chancengleichheit in Schulen als
Voraussetzung fiir eine gerechte Zukunft

Fir uns Sozialdemokrat:innen ist klar, dass
Bildung allen Menschen in gleichem Ausmali3
zusteht. Nur wenn die gesamte Bevolkerung -
unabhangig von Herkunft, Geschlecht oder
Religion - den freien Zugang zur bestmaoglichen
Bildung hat, kann das Zusammenleben in
Zukunft positiv gestaltet werden. Wir
Sozialdemokrat:innen wollen die jahrzehnte-
lange konservative Herangehensweise in der
Schul-und Bildungspolitik auflésen und damit
Bildungsgerechtigkeit im Sinne gleicher
Bildungschancen fir alle erreichen. Nicht die
wirtschaftliche Verwertbarkeit, sondern die
Entwicklung junger Menschen zu selbst-
standigen und kritisch denkenden Biirgerinnen
steht flr uns an erster Stelle. Nur so wird echte
Birgerinnenbeteiligung erst moglich. Denn
unsere ,Zukunftsstadt Graz" soll, von ihren
Birgerinnen geflihrt, gestaltet werden.

Chancengleichheit

Wichtigste Grundvoraussetzung fur die
Umsetzung unserer Visionen ist die Einflihrung
der gemeinsamen Gesamtschule der 6 bis 14-
Jahrigenin verschrankter Form.

Sie dient dem Abbau sozialer Unterschiede und
sorgt fir Chancengleichheit. Gleichzeitig muss
die Schulzeit auf die Nachmittagsstunden
ausgedehnt werden. Dabei geht es nicht darum,
die Schulerlnnen langer dem Frontalunterricht
auszusetzen, sondern daflir zu sorgen, dass sie
individuell geférdert werden kdnnen. Generell
soll die Schule zu einem Ort werden, in dem
auch klnstlerische und sportliche Aktivitaten
wieder verstarkt Platz finden. Die langeren
Schultage kénnen allerdings nur gut
funktionieren, wenn es zu einer Adaptierung der
Schulgebaude kommt, um damit den
Schilerlnnen und Padagoginnen den Platz zu
geben, den sie bendtigen. Mit einer
entsprechenden Ausstattung ist es deutlich
einfacher, gute Leistungen zu erbringen. Um
effektiver auf die individuellen Bedirfnisse der
Schilerlnnen eingehen zu kénnen, ist auch eine
bessere Ausbildung der Schulassistenzkrafte
notwendig. Diese missen dartber hinaus
verstarkt eingesetzt werden.

Die eklatanten Bildungsunterschiede zwischen
den Grazer Stadtteilen sind langst nicht mehr
tragbar. Daher ist eine Angleichung der
Schulqualitat im Osten und Westen der Stadt
notwendig. Durch eine bessere soziale
Durchmischung kann die Entstehung von
sogenannten Brennpunktschulen vermieden
werden. Bereits bestehende Probleme missen
eindeutig adressiert werden. In den meisten
Schulen, in denen der Anteil an Schilern mit
nicht-deutscher Erstsprache bei weiter Gber 70
Prozent liegt, gibt es naturgemaB Probleme.
Diese sind teils so groB, dass ein geregelter
Unterricht kaum noch mdglich ist. Das
sozialdemokratische Versprechen des
Aufstiegs durch Bildung ist in einem solchen
Umfeld kaum noch zu verwirklichen. Wir haben
daher erfolgreich dafir gekampft, dass
Brennpunktschulen mehr Geld erhalten. Diesen
Weg wollen wir weitergehen. Gleichzeitig ist es
wichtig, dass die Werte des sakularen
Humanismus in allen Schulen eingehalten
werden. In keiner Schule dirfen religiose
Vorstellungen von Schilern oder Eltern Uber
dem Gesetz stehen.
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Soziodkonomische Unterschiede durfen
daruber hinaus kein Faktor flr Bildungserfolg
oder Scheitern im Bildungsweg sein. Im Graz der
Zukunft sollen Benachteiligungen der
Vergangenheit angehoren. Aus diesem Grund ist
flr uns Sozialdemokratinnen klar, dass Graz hier
eine Vorreiterrolle durch progressive
Schulversuche einnehmen muss.

Hochschulstadt Graz

Grazist auch eine Hochschulstadt. Mit
mehreren Universitaten, Fachhochschulen und
Padagogischen Hochschulen ermdglicht Graz
Uber 50.000 Studierenden den Bildungserwerb.
Damit tragt die Stadt eine groBe
Verantwortung. Allen Menschen, die studieren
wollen, muss das ermdoglicht werden -
unabhangig von Herkunft, Sprache oder
soziookonomischem Status. Doch auch die
Hochschulen sind in der Verantwortung. Sie
missen Statten des freien und kritischen
Denkens, des Fortschritts der Gesellschaft, des
konstruktiven Austausches und der
Selbstverwirklichung sein. Es ist daher
Hochschulen verstarkt Kooperationen
anstreben und gemeinsam zur Entwicklung von
Graz beitragen. Zudem haben die Grazer
Hochschulen auch international einen hohen
Stellenwert und locken viele internationale
Studierende in die Stadt. Graz muss weiterhin
diesen kulturellen Austausch starken. Nicht
umsonst setzt die Karl-Franzens- Universitat
schon seit Jahren auf die Internationalisierung
mit Einrichtungen wie ihrem Zentrum flr
Sidosteuropastudien oder dem Konfuzius-
Institut.

Hiirden abbauen

Betrachtet man Osterreich im internationalen
Vergleich, zeigt sich eines: Die Quote an
Studierenden und Akademikerinnen ist duBerst
niedrig. Es muss unser Ziel sein, das Studieren
flr junge Menschen zu erleichtern und Hirden
abzubauen. So entsprechen die Altersgrenzen
fir Beihilfen ganz und gar nicht der
Studierendenrealitat:

Die Grenze fur die Familienbeihilfe liegt
beispielsweise bei 24 Jahren, wahrend das
Durchschnittsalter der Studierenden bei Gber
26 Jahren liegt. Gerade nicht-traditionell
Studierende, die z. B. erst auf dem zweiten
Bildungsweg ein Studium aufnehmen, haben
dadurch meist gar keinen Anspruch auf
staatliche Beihilfen. Ein weiteres massives
Problem ist, dass Beihilfen nur fir sehr
begrenzte Zeit gewahrt werden. Im Bachelor-
studium gibt es fir die Studienbeihilfe nach der
Mindeststudienzeit nur ein einziges
Toleranzsemester. Zahlreiche Faktoren, auf die
die Studierenden oftmals keinen Einfluss
haben, verhindern aber ein derart schnelles
Vorankommen, weshalb nur ein Bruchteil der
Studierenden das Studium innerhalb der
Mindeststudienzeit abschlieBt. Seien es
Uberschneidungen von Lehrveranstaltungen,
Wartelisten, aber auch Betreuungspflichten
oder Krankheiten - Studierende stoBen auf
zahlreiche Hindernisse. Dazu kommt, dass die
Hohe der Beihilfen kaum reicht, um sich den
Lebensunterhalt zu finanzieren. Durch
Erwerbstatigkeit verzogert sich jedoch die
Studienzeit und somit der Anspruch auf
Beihilfen. Es braucht daher Studienmodelle, die
den Bedirfnissen der Studierenden gerecht
werden und zeitgemaB sind. Die Einflhrung
eines Teilzeitstudiums, ein flexibles Lehr-
veranstaltungsangebot, das unter anderem
mithilfe der Digitalisierung bereitgestellt
werden kann, sowie die Reformierung der
Beihilfenmodelle sind MaBnahmen, die allen
voran den Studierenden, aber auch den
Lehrenden den Hochschulalltag erleichtern
wirden.

Starkung der Mitbestimmung

Neben der Forderung nach einem freien und
offenen Hochschulzugang ohne
Studiengebiihren und Zugangsbeschrankungen,
der finanziellen Absicherung von Studierenden,
der Starkung von Mitbestimmungsrechten von
Studierenden im Zuge eines Demo-
kratisierungsprozesses der Hochschulen sowie
einem leistbaren Wohn- und Mobilitdtsangebot
in der Stadt Graz, muss es ein Anliegen auf



Bundesebene sein, die Hochschulen
auszufinanzieren, um Bildung in Osterreich
wieder als Motor unserer Gesellschaft zu
begreifen und ihren den Stellenwert zu geben,
den sie verdient.

Stadtplanung- und Stadtentwicklung

In den Bereichen Verkehr, Wohnen, Umwelt,
Soziales, Jugend und Familie sowie Frauen sind
auf jeden Fall auch langfristige Schwerpunkte
Zu setzen

Bei PlanungsmaBnahmen sind der Bevdlkerung
zeitgerechte Partizipationsmadglichkeiten
einzuraumen

Die Kompetenzen des Bezirksrates missen aus-
gebaut werden (Parteienstellung, mehr Budget,
Aktuelle Stunde im Gemeinderat)(teilweise
erreicht)

Eine Erhdhung des Budgets soll den finanziellen
Spielraum der Bezirke starken (erreicht)

Mitsprachrecht der Bezirksvertretungen bei der
Gestaltung des 6ffentlichen Raumes (bspw.
Parks, Spielplatze)(teilweise erreicht)

Bei GroBprojekten, die den Bezirk betreffen,
mussen mindestens zwei Bezirksvertreterlnnen
Anhdrungsrecht in den stadtischen
Ausschussen erhalten und somit die Meinung
der Bezirksvertretung wiedergeben (teilweise
erreicht)

Starkung der Zusammenarbeit des Steirischen
Zentralraumes

Verwirklichung von gemeinsamen
Kulturprojekten in Graz und Graz-Umgebung

Forderung eines mittelfristig anzustrebenden

Zusammenwachsens der Gemeinden des
Zentralraumes
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Einfihrung eines interkommunalen
Finanzausgleichs im GroBraum Graz, um die
finanzielle Belastung der Stadt Graz zu
reduzieren und um von den Umlandgemeinden
einen gerechten Anteil flr Infrastrukturkosten
zu erhalten

Biirger:innenbeteiligung

Ausbau der direkten Demokratie auf
kommunaler Ebene (Weiterfassung des
Begriffes, Installierung von -projektbezogenen-
Birgerinnenbeirat)

Installierung von Blrgerinnenbeiraten.
Durchmischung erreichen nach
sozialwissenschaftlichen Standards

Ausbau der Minderheitenrechte im Gemeinderat
und im Bezirksrat

Vertretung aller Gemeinderatsparteien in den
Aufsichtsraten der stadtischen
Unternehmungen/ Beteiligungen

Einfihrung einer Aktuellen Stunde im
Gemeinderat (erreicht)
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Digitalisierung

Jede stadtische DigitalisierungsmafBnahme
muss das Wohl der Menschen berlcksichtigen

Flachendeckendes, kostenloses WLAN in Graz
sowie in den Fahrzeugen der Holding Graz
Linien

Einrichtung von Digitalkompetenzlehrgangen
fr alle Grazerlnnen

Aufbau eines modernen
Beschwerdemanagements im Haus Graz
(erreicht)

Alle stadtischen Einrichtungen missen bedarfs-
gerecht mit technischen Geraten und
geschultem Personal versorgt werden

Auch Anspruch auf analoges Leben
gewabhrleisten

Hilfestellung bei Schwierigkeiten
Etablierung von Digitalisierungskursen

Forderung und Umsetzung eines
flachendeckenden Breitbandausbaus

Bildung

Graz muss Vorreiter im Bereich der
lernwirksamen und zukunftsorientierten
Schulmodelle sein

Das West-Ost-Gefalle im Bildungsbereich bzw.
die Chancenungleichheit von Kindern in
sogenannten Brennpunktschulen gegeniiber
jenenin besseren” Bezirken sind abzubauen,
etwa durch die Zuweisung von schulautonomen
Mitteln nach Sozialindex, durch bessere
Ausstattung sowie gezielte Forderungen im
Bereich Teamteaching(teilweise erreicht)

Die gemeinsame inklusive Schule der 6- bis 14-
Jahrigenin verschrankter Form muss endlich
Realitat werden

Mehr Schulassistenzkrafte

Verwaltungsassistentinnen an allen Grazer
Schulen, um Direktorlnnen bei dem immer mehr
ausufernden burokratischen Aufwand zu
entlasten und sie besser dort einzusetzen, wo
sie wirklich hinge- hdren: in die Klassen, in die
Arbeit mit Eltern, in die Schulentwicklung
(teilweise erreicht)

Sozialarbeiterlnnen missen Teil des
Schulstandortpersonals sein

Erneute Etablierung des Schulverbundes Graz-
West

Bessere Vernetzung der stadtischen Schulen
mit Jugendamt und Sozialamt

Durch strategische Wohnpolitik ist eine
gerechtere Verteilung von Schilerlnnen mit
erhdhtem Sprachférderbedarf zu
gewahrleisten, denn nur so ist die Entstehung
von Brennpunktschulen zu verhindern

Das Lehrpersonal an Brennpunktschulen muss
durch kostenlose Dolmetscherlnnen unterstitzt
werden

Schulhodfe und Turnsale missen auch nach dem
Ende des Unterrichts fir Vereine kostenlos
zuganglich sein

Angebote fir klinstlerische und sportliche
Aktivitaten missen verstarkt in der Schule
ausgebaut werden

Ausweitung der Bewegungsoffensive an den
Grazer Schulen in Kooperation mit den Vereinen
und eine gleichzeitige Verbesserung der
Infrastruktur
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Pflichtschulgebaude und -raumlichkeiten
mussen je nach Bedarf neu gebaut, ausgebaut
oder modernisiert werden

Umfassende Sanierung aller schulischen
Sportanlagen

Schulen missen bedarfsgerecht mit den
neuesten Technologien ausgestattet werden

Einfuhrung eines Schulstartpakets fir alle
Grazer Schilerinnen und Schiler

Einheitliche finanzielle Unterstitzung aller
Grazer SchilerInnen, unabhangig welcher
Schulstufe

Ausweitung des Fonds fir Aufstieg &
Entwicklung

Einrichtung von anreizorientierten
Elternschulen zum Zweck des Erlernens von
Kompetenzen in den Bereichen Padagogik und
Frauenrechte sowie zur allgemeinen Einflihrung
in die Regeln des Osterreichischen
Schulsystems

Erhéhung des Budgets fir technische
Ausstattung der Schulen, ausschlieBlich in
Rucksprache mit den jeweiligen Schulen

Forderung der Kooperation zwischen der Stadt
und den Hochschulen

Vernetzung der Grazer Hochschulen im Sinne
der Stadt und Gesellschaft

Forderung von gemeinsamen Projekten mit den
Grazer Schulen und Hochschulen

Die maximale KlassengroBe soll 15 Schilerinnen
nicht Gberschreiten

Brennpunktschulen brauchen mehr finanzielle
Mittel, bessere Rahmenbedingungen, moderne
Ausstattung und die erforderlichen raumlichen
Ressourcen

Das Bildungssystem ist auf allen Ebenen
insgesamt durch Rahmenbedingungen,
Ressourcenverteilung und Lehrplane darauf
auszurichten, nicht Eliten zu férdern, sondern
bestmadgliche Bildung flr alle zu gewahrleisten

An Brennpunktschulen missen in den ersten
beiden Schulstufen zwei Padagoglnnen pro
Klasse unterrichten

Sobald der Anteil an Schulern mit
Sprachférderbedarf in einer Klasse 25 Prozent
Uberschreitet, muss mehr Lehrpersonal zur
Verfligung gestellt werden

Senkung der Hochstzahl an Schiilerlnnen

Die kostenfreie und verschrankte
Ganztagsschule muss endlich Realitat werden

Der freie und offene Hochschulzugang muss
wieder Realitat werden

Arbeitnehmer:inen sollen sich eine
Arbeitswoche pro Jahr weiterbilden durfen

Anhebung der Studienbeihilfen auf ein existenz-
sicherndes Niveau

Abschaffung der Altersgrenzen flir den
Studienbeihilfenbezug

Ausweitung der Toleranzsemester flr den
Studienbeihilfenbezug

Automatische Direktauszahlung der
Familienbeihilfe an die Studierenden

Einrichtung einer Schlichtungsstelle fir
Unterhaltsfragen fir Studierende

Ein flexibles Lehrveranstaltungsangebot, das
sich an den Beddrfnissen der Studierenden
orientiert, mit Hilfe der Digitalisierung schaffen
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Bezahlte Freistellungen vom Job bei Prifungen
an den Hochschulen

Einflihrung des Status Teilzeitstudierende/r

Demokratisierung der Hochschulen und Starken
der Mitbestimmung von Studierenden

Abschaffung des Studienbeitrags fur
Drittstaatstudierende

Ausbau des betrieblichen Tageselternmodells
und der betrieblichen Kinderkrippen- und
Kindergartengruppen in Verbindung mit einem
nicht verpflichtenden Rechtsanspruch

Kostenloses und gesundes Mittagessenin allen
Schulen und Kinderbildungseinrichtungen

Einfuhrung echter Schulautonomie

Flachendeckende Schulsozialarbeit fir alle
Schulformen in allen Schulen

Bessere soziale Durchmischung in Schulen
garantieren

Verdoppelung der Planstellen fir
Schulpsychologen

Abschaffung segregativer Elemente im
Schulsystem

R

Kostenlose Nachhilfe in den Fachern Deutsch,
Englisch und Mathematik in der Schule

Ausbau der Forderstunden

Schaffung von mehr Medizin-Studienplatzen an
der MedUni Graz

Abschaffung von Aufnahmeprutfungenin
Bildungseinrichtung

Altersgrenze fur Mitversicherung fir
Studierende bis zum 30. Lebensjahr anheben

Kostenloser Zugang zur Matura am zweiten
Bildungsweg bis zum 24. Geburtstag

Attraktivierung der Lehre
Werbeoffensive flir Lehrberufe

Uberbetriebliche Lehrausbildungen absichern
und ausbauen

Lehrlingsgehalter anheben
Tagliche Turnstunde

Klimagerechte Schulsanierungen

Lebensbegleitendes Lernen fordern




STADT DES
GEMEINWOHLS

Wenige Menschen besitzen ein Vermogen, dass jenes des gesamten Staates

Osterreich iibersteigt

Mit dieser Vermdgenskonzentration geht eine
groBe Machtkonzentration in den Handen
einzelner, nicht nach den Prinzipien des
Gemeinwohls handelnder Personen einher.
Setzt sich der Trend der letzten Jahrzehnte fort,
wird die Schere zwischen Arm und Reich weiter
auseinandergehen. Diese Entwicklung ist fur die
Mehrheit der arbeitenden Bevdlkerung mit
Nachteilen verbunden. Wir miissen nicht nur
kommunal-, landes- und bundesweit
entschiedene MaBnahen setzen, sondern auch
europaweit. In der ,Europa-Stadt Graz’ kampfen
wir gemeinsam mit der europaischen
Sozialdemokratie fir eine sozialere, gerechtere,
okologischere und integrativere Européische
Union.

Wachsende Ungleichheit

Letztendlich hat die rasant wachsende
Ungleichzeit unmittelbar negativen Einfluss auf
alle Menschen in unserer Stadt. Am ehesten
spurt die Bevolkerung dies im Bereich des
Wohnens. Das menschliche Grundbedurfnis
nach einem Dach Gber dem Kopf wird immer
schwerer leistbar. Daflir ist vor allem der zu
hohe Anteil an privaten Akteuren auf dem
Wohnungsmarkt verantwortlich.
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Leistbares Wohnen

Wir Sozialdemokratinnen stehen fiir eine Stadt,
in der leistbares Wohnen fir alle Grazerlnnen in
allen Bezirken zur Realitat wird. Das
menschliche Grundbedurfnis nach einem Dach
Uber dem Kopf darf nicht nur fir einige wenige
leistbar sein. Die aktive Grundstlicksvorsorge
sowie die Nutzung von Steuerungselementenim
Stadtentwicklungskonzept und im
Flachenwidmungsplan gehdren ebenso wie der
Einsatz fur zielorientiere Widmungskategorien
fUr den geférderten Wohnbau in der
Raumordnung zu den MaBnahmen, mit denen
die Sozialdemokratie Wohnungspolitik im Sinne
der Vielen betreiben will.

Offentliche Hand anstelle von neoliberalem
Privatisierungswahn

Eine Stadt des Gemeinwohls zu schaffen ist das
oberste Ziel sozialdemokratischer
Kommunalpolitik. In allen Politikbereichen muss
die 6ffentliche Hand wieder an Einfluss
gebgenlber der Privatwirtschaft gewinnen.
Wesentlich ist auch eine aktive kommunale
Arbeitsmarktpolitik, um gute Arbeitsplatze bei
fairer Bezahlung sicherzustellen. Wir
unterstitzen Betriebsansiedlungenim
Stadtgebiet. Jedoch stehen stadtische
Subventionen nur jenen Unternehmen zu, die
soziale sowie dkologische Standards achten
und damit zum Gemeinwohl beitragen. Wir
machen Politik flr die Menschen in dieser Stadt
und nicht fir Konzerne.

Stadtische Unternehmen als Vorbilder

Ein zentrales Instrument aktiver stadtischer
Politik sind die stadteigenen Unternehmen und
Beteiligungen. Generell missen diese
Unternehmen eine Vorbildfunktion erfillen.
Daher ist es unser Ansicht nach notwendig, in
diesen Betrieben mitarbeiterlnnenfreundliche
Arbeitszeitmodelle - gemeinsam mit der
Belegschaftsvertretung entwickelt -
umzusetzen und so auch zusatzliche
Arbeitsplatze zu schaffen.

Vorsorge in stadtischer Hand

Im Sinne einer gemeinwohlorientierten
stadtischen Wirtschaftspolitik treten wir daflr
ein, dass die gesamte Daseinsvorsorge - und
dazu z&hlen wir alle wichtigen Bereiche wie
Strom-und Wasserversorgung, 6ffentlicher
Verkehr, die Kinderbetreuung,
Freizeiteinrichtungen wie Spielplatze,
offfentliche Bader, Parks, Mill- und
Abwasserentsorgung, Griinraum usw. - in
stadtischer Hand zu sein hat.

Wohnungspolitik fir die Vielen

Der Wohnungsbereich ist das Herzstlck der
sozialdemokratischen Politik des Gemeinwohls.
Hier setzen wir klare Prioritaten im Sinne der
Mehrheit der Stadtbevdlkerung. Fiir uns steht
fest, dass es eine ganz eindeutige Rangordnung
im Wohnbau geben muss. An oberster Stelle
steht dabei der Bau von Gemeindewohnungen.
Darauf folgt der genossenschaftliche Wohnbau.
Anlegerwohnungen, die zulasten des Griinraums
gehen, nur Infrastrukturkosten verursachen und
ausschlieBlich als Wertanlage dienen, sind strikt
abzulehnen. Jede stadtebauliche MaBnahme
hat sich an diesen Prinzipien zu orientieren,
denn nur so kann eine Trendwende in der
Wohnungspolitik in Richtung des leistbaren
Wohnens geschafft werden. Damit gewinnt die
offentliche Hand zwangslaufig mehr
Einflussmdglichkeiten auf die Preisgestaltung.



14

Wohnraummobilisierung

Parallel dazu ist es notwendig, den
leerstehenden Wohnraum in Graz zu
mobilisieren - Expterlnnen sprechen in diesem
Zusammenhang von bis zu 10.000 Wohnungen
im gesamten Stadtgebiet. Dazu ist eine
Leerstandsabgabe Voraussetzung. Die
gesetzliche Mdglichkeit, diese umzusetzen
besteht. Es ist jedoch notwendig das Uber
Jahrzehnte hinweg vernachlassigte Grazer
Wohnungsregister auf den neuesten Stand zu
bringen. Daran arbeitet die Stadtregierung
unter unserer Fhrung. Fest steht namlich, dass
je mehr Wohnungen zur Vermietung freistehen,
desto weniger Griinraum verbaut werden muss.
Umso glinstiger werden die Mieten.
Wohnungsspekulation kann so effektiv
vermieden werden.

Mietpreisobergrenze

Die Einfuhrung der Mietpreisobergrenze durch
die Bundesregierung war ein wichtiger Schritt
fur mehr leistbares Wohnen. Sie hilft
zehntausenden Grazerinnen und Grazern.
Dennoch ist im Bereich des Wohnens noch viel
zu tun. Von der Landesregierung fordern wir die
EinfGhrung der Widmungskategorie
,Gefdrderter Wohnbau”im Raumordnungsrecht.
Anders als bisher muss der Bau von
Gemeindewohnungen nicht fast ausschlieBlich
auf den Westteil der Stadt beschrankt werden.
So kommt es automatisch zu einer dringend
bendtigten sozialen Durchmischung. Alles, was
wir bisher erreicht haben und was wir noch
erreichen wollen, bringt uns dem Ziel einer
gerechten Wohnungspolitik in einer
gemeinwohlorientierten Stadt naher.

Ein gesundes Graz

Gesundheit ist das wichtigste Gut einer
Gesellschaft. Wir sind der festen Uberzeugung,
dass es die Aufgabe der Stadt des Gemeinwohls
ist, den Menschen die bestmadgliche
Gesundheitsversorgung zu garantieren.

Diese darf niemals von der finanziellen Situation
abhangig sein. Deshalb ist fir uns klar, dass alle
Aspekte des stadtischen Gesundheitssystems
in 6ffentlicher Hand sein missen. Wir lehnen
die derzeit vorherrschende Zwei-Klassen-
Medizin ebenso ab, wie jede Form der
Gewinnorientierung im Gesundheitsbereich.
AuBerdem mussen die regionalen Unterschiede
in der Qualitat der Gesundheitsversorgung
bekampft und beendet werden. Die Menschenin
allen Teilen unserer schonen Stadt, haben sich
die beste Gesundheitsversorgung verdient.
Unsere Vision ist ein gesundes Graz, in der sich
die Stadt des Gemeinwohls von der Geburt bis
zur Pflege um alle Menschen kimmert.

Gesundheitszentren in allen Grazer
Stadtbezirken

Wir wollen die gleichmaBige gesundheitliche
Versorgung aller Grazer Stadtteile, durch die
Schaffung von Gesundheitszentren in allen
Bezirken verwirklichen. In diesen Zentren soll
ein Mix an kompetenten medizinischen
Fachkraften schnell helfen. Sie dienen als
zentrale Anlaufstelle fir die medizinische
Grundversorgung. Gleichzeitig wollen wir
Facharztstellen ausbauen. Begleitend soll es zu
einem flachendeckenden Ausbau von
Primarversorgungszentren kommen. Lange
Wartezeiten kénnen so vermieden werden.
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Grazer Pflegeoffensive

Mit dem Pilotprojekt der Anstellung von

pflegenden Angehdrigen haben wir in Graz einen
Meilenstein gesetzt. Wir wollen den Erfolgsweg

fortsetzen und in den nachsten Jahren noch
mehr Menschen, die ihre Familienmitglieder
zuhause pflegen, bestmaglich helfen. In

groBerer Hinsicht betrachtet, ist es unser Ziel

mehr Gemeinwohlorientierung ins Pflegesystem
zu implementieren. Es darf nicht sein, dass mit

der Pflege von bedurftigen Menschen Gewinn

gemacht wird. In der Stadt des Gemeinwohls ist
das Pflegesystem ausschlieBlich in 6ffentlicher

Hand. Das sorgt fir bessere
Arbeitsbedingungen, einen besseren
Personalschlissel und fir eine hdhere

Pflegequalitat. Tageszentren wollen wir darliber

hinaus weiter ausbauen. Oberstes Ziel ist es,
allen pflegebedirftigen Menschen
bedarfsgerecht zu helfen.

WOHNEN

Grazer Wohnbauoffensive: Mehr
Gemeindewohnungen und mehr
Ubertragungswohnbauten durch
Genossenschaften im gesamten Grazer
Stadtgebiet (erreicht)

Bessere soziale Durchmischung bei neuen
Wohnbauprojekten sicherstellen

GroBziigigere Ausweisung von
Vorbehaltsflachen fur den leistbaren Wohnbau
in allen Grazer Stadtbezirken - idealerweise in
Verbindung mit einer neuen
Widmungskategorie ,Geforderter Wohn- bau”
als preisdampfendem Element nach Wiener
Vorbild

Vorausschauend offensivere
Grundstickssicherung/Grundsticksankaufe
durch die Stadt Graz fir leistbares Wohnen

Forcierung der Leerstandserhebung (teilweise
erreicht)

Schaffung eines bundesweiten
Wohnungsregisters

Derzeit leerstehende Wohnungen sollen unter
anderem auch durch Anreizmodelle wieder am
Wohnungs- markt zur Verfligung stehen

EinfUhrung einer zweckgebundenen
Leerstandsabgabe

Bekdampfung des Wohnugsleerstands

Nur wo es mit dem Stadtbild in Einklang zu
bringen bzw. gegenlber der Bevdlkerung
vertretbar ist, kann die Aufstockung von
Wohnhausern, sprich: Verdichtung, forciert
werden. Diese MaBnahme hat gegenlber der
weiteren Versiegelung klaren Vorrang

Schutz/Erhalt bzw. die qualitative
Verbesserung und Sanierung von Altbestand
gehen vor. Weniger Neubau bedeutet weniger
Versiegelung, mehr Grin-und Erholungsraum
& bessere Nutzung vorhandener Infrastruktur

Vorgarten sind wegen ihrer groBen
stadtklimatischen Bedeutung im Stadt-
entwicklungskonzept, im raumlichen Leitbild,
im Flachenwidmungsplan und in den Bebau-
ungsplanen mehr Stellenwert einzuraumen
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Einschrankung des Baus von
Anlegerwohnungen/ Mikrowohnungen

Bessere Durchmischung von Bauprojekten mit
verschiedenen Wohnungstypen (etwa Gber
Bebauungspldne), um so zu verhindern, dass
ganze Wohnbldcke praktisch ausnahmslos aus
kleinen Anlegerwohnungen bestehen

Eroffnung der Moglichkeit neuer, kombinierter
Wohnformen im Gemeindebau/
Ubertragungswohnbau mit teils privaten und
teils gemeinschaftlich zu nutzenden Raumen

Entwicklung einer Wohnungsdrehscheibe
analog zur Pflegedrehscheibe

Infrastruktur vor Bau: Neue Wohnanlagen
sollen nur nach bereits bestehender
Verkehrsinfrastruktur errichtet werden

Der Grinflachenanteil mussim
Wohnbaubereich erhoht werden

Ausbau des leistbaren Wohnraumes fur
Studierende

Aufstockung des Kautionsfonds

Zur Bekampfung von Wohnungsleerstand und
hohen Mieten soll die Stadt Graz ein
Wohnungsankaufprogramm starten. Dabei
sollen leerstehende Wohnungen zum
Verkehrswert angekauft und als kommunale
Wohnungen weitervermietet werden

Der leistbare Wohnbau muss mindestens 50%
des gesamten Wohnbauvolumens ausmachen

Ruckflisse aus dem geférderten Wohnbau
sollen zweckgebunden verwendet werden

Geforderter Wohnbau/férderbarer Wohnraum
sollim Raumordnungsgesetz als eigene
Kategorie verankert werden

Festlegung einer Mietpreisobergrenze durch
den Bundesgesetzgeber (erreicht)

Forcierung der Leerstandserhebung (teilweise
erreicht)

Schaffung eines bundesweiten
Wohnungsregisters

Derzeit leerstehende Wohnungen sollen unter
anderem auch durch Anreizmodelle wieder am
Wohnungs- markt zur Verfligung stehen

EinfUhrung einer zweckgebundenen
Leerstandsabgabe

Bekampfung des Wohnungsleerstands

Nur wo es mit dem Stadtbild in Einklang zu
bringen bzw. gegenilber der Bevolkerung
vertretbar ist, kann die Aufstockung von
Wohnhausern, sprich: Verdichtung, forciert
werden. Diese MaBnahme hat gegenliber der
weiteren Versiegelung klaren Vorrang

Schutz/Erhalt bzw. die qualitative
Verbesserung und Sanierung von Altbestand
gehen vor. Weniger Neubau bedeutet weniger
Versiegelung, mehr Grin-und Erholungsraum &
bessere Nutzung vorhandener Infrastruktur

Vorgarten sind wegen ihrer groBen
stadtklimatischen Bedeutung im Stadt-
entwicklungskonzept, im raumlichen Leitbild,
im Flachenwidmungsplan und in den Bebau-
ungsplanen mehr Stellenwert einzurdaumen

Teilweise Abschopfung von
Umwidmungsgewinnen flr Investitionen in den
leistbaren Wohnbau

Anderung bei befristeten Mietvertragen
zugunsten der Mieterlnnen:

Eine Kiindigung unter Einhaltung einer
Kindigungsfrist soll in Zukunft nicht mehr
einseitig nur fir Vermieterlnnen moglich sein,
sondern auch Mieterlnnen sollen - unter
Einhaltung einer Kiindigungsfrist - das Recht
auf vorzeitige Kiindigung ihres Mietvertrages
haben.

Abschaffung der Maklergebihren fir
Mieterlnnen
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Wiedereinfihrung der Férderung fir
Studierendenheime und Mietobergrenzen fir
Heimzimmer

Geforderten GeschoBwohnbau starken

Wohnbonus zum Zweck der Mietpreissenkung
ausweiten

Verwendung nachhaltiger Rohstoffe im
gefdérderten Wohnbau

Schaffung bzw. mehr Sanierungsforderungen

Strengere Reglementierung fir AirbnB-
Wohnungen-Einsatz gegen SchlieBung von
Studierendenheimen

Steuervorteile fir Anlegerwohnungen
reduzieren

OFFENTLICHES
EIGENTUM

Schrittweise Rickfihrung von Unternehmen
der Daseinsvorsorge in die unmittelbare
stadtische Verantwortung sowie keine weiteren
Privatisierungen von stadtischem Eigentum

Die Holding Graz muss im Hinblick auf
Entscheidungsstrukturen, Finanzplane und
Personalpolitik transparenter werden (teilweise
erreicht)

Keine Kommerzialisierung von éffentlichem
Eigentum

Schaffung von mehr konsumfreien Zonen: Der
offentliche Raum - Platze, Parks, Grinflachen
etc. - muss als Ort der Begegnung, des Lebens,
des Zusammenlebens, der Erholung, als
Freizeitraum fur alle Generationen, fur jede und
jeden, frei zuganglich und nutzbar sein, und -
falls vorhanden - Sitzgelegenheiten,
Ruhebereichen usw. ausgestattet werden
(teilweise erreicht)

Staatliche Beteiligungen am Aufbau neuer
griner Technologien

Ausbau von Beteiligungen der kritischen
Infrastruktur

VERMOGENSVERTEILUNG

Die Stadt muss sich aktiver in der Bekampfung
der Vermdgensungleichheit einbringen -
Sensibilisierung fr die Vermdgensungleichheit
unter anderem durch jahrliche Armutsbericht

Konsequenter Einsatz flir eine Millionarssteuer
(Vermdgen tber 1 Million Euro sollen besteuert
werden)

Gewinne mussen dort besteuert werden, wo sie
entstehen

Globales Vermdgensregister etablieren
Faire Abgaben fir Millionenerbschaften

Finanztransaktionssteuer auf europaischer
Ebene

Besteuerung von Arbeit reduzieren

ARBEIT

Verstarkte Schaffung von Arbeitsplatzen durch
die Unternehmen der Stadt Graz

Die Stadt Graz hat daflir Sorge zu tragen, dass
in samtlichen Bereichen Vollbeschaftigung
madglich sein muss

RegelmaBige Anpassung von Personalstand,
technischer Ausstattung und
Arbeitsbedingungen in den stadtischen
Betrieben/im gesamten Haus Graz an die
standig gréBer werdenden Anforderungen einer
stetig wachsenden Stadt
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Verstarkung des Engagements im Bereich der
Arbeitslosigkeit, etwa durch Ausweitung von
Projekten, Lehrlingsoffensiven, durch die
Unterstltzung von Wiedereinstiegsinitiativen
wie Reparaturladen, Wohnungsraumung,
Wohnungswechsel-Hilfen etc.

Schrittweise Reduzierung der Arbeitszeit

Einsatz flr einen Mindestlohn von EUR 2.500
brutto in Kooperation mit der Gewerkschaft

Leichtere Erreichbarkeit der 6. Urlaubswoche
12-Stunden-Arbeitstag abschaffen
Qualifizierungs- und Arbeitsstiftungen
ausbauen

Verstarkung der Kontrollen durch das

Arbeitsinspektorat

Hartere Strafen im Kampf gegen Lohn-und
Sozialdumping

Starkung des zweiten und dritten
Arbeitsmarktes

Sozialpartnerschaft starken
All-in-Vertrage stark einschranken

Volle Uberstundenzuschldge ab der ersten
Stunde

Umstieg von Teilzeitarbeit auf Vollzeitarbeit
erleichtern

Rechtsanspruch auf Vollzeitarbeit
Lohntransparenzrichtlinie umsetzen
Férderung von Green-Jobs (erreicht)

Wirkungsvolle MaBnahmen ergreifen, um die
Teilzeitquote von Frauen zu reduzieren

Karenzmodelle starken (Querverweise von
Frauen zu Arbeit)

WIRTSCHAFT

Genaue Evaluierung und anschlieBende
Verdéffentlichung aller Férderungen fir
Privatunternehmen

VerknlUpfung von stadtischen Férderungen mit
Gemeinwohlkriterien

Eine ,Verwaltungsbeschleunigung®, die ziel- und
serviceorientierte Verfahrensablaufe bei
Betriebsansiedlungen und -erweiterungen
sowie Wohnbauprojekten gewahrleisten soll,
um so durch rasche Genehmigungsverfahren
Graz als Wirtschafts- standortattraktiver zu
machen. Ziel ist ein One- Stop-Shop in der
Form, dass die gesamte Koordination und der
Ablauf des Genehmigungsverfahrensin
Verantwortung einer Ubergeordneten
Magistrats- stelle liegen

Gezielte Férderungen bzw. Unterstitzungen fur
Einpersonenunternehmen (EPU)in Graz, um
deren Weiterbestand zu sichern und Ausbau zu
forcieren

Schaffung von Anlaufstellen mit Beratungs-und
Trainingsangeboten fur den sogenannten Soft-
Skills-Bereich, Ausbau und leichterer Zugang zu
Mikrokrediten, Einfihrung einer
Kooperationsférderung fir EPU und
Kleinstunternehmerinnen, Unterstitzung fir
EPU und Kleinstunternehmerinnen bei
sogenannten ,unternehmerischen” Fragen (z. B.
Buchhaltung, Rechts- und Steuerfragen)

Entwicklung von Forderschwerpunkten fir die
Bereiche Lehrlingsausbildung,
Frauenforderung und
Berufswiedereinsteigerinnen sowie
Beschaftigung von alteren Arbeitnehmerinnen
Uber 50 Jahre

Aktionsplan ,Handel drauBen vor der TUr":
MaBnahmenpaket zur besseren Vermarktung
von Nahversorgern und EinkaufsstraBen in allen
Grazer Bezirken
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Um den Wirtschaftsstandort Graz mit den damit
verbundenen Arbeitsplatzen maBgeblich zu
starken und abzusichern, fordern wir die
Entwicklung weiterer zukunftsorientierter
.Cluster” nach Vorbild des Autoclustersin
Zusammenarbeit mit den Hochschulen und den
Grazer Leitbetrieben - zum Beispiel einen Bio-
Med Cluster

Koralmbahncluster zur Starkung des
Wirtschaftsstandortes nutzen

Sicherstellung eines wirklich fairen
Wettbewerbs durch gerechte Besteuerung von
Konzernen

Mehr ,Made in Austria” und ,Made in Europe” mit
Unterstitzung des Staates

Sanften Tourismus ausbauen

Leerstande nltzen, um regionale Wirtschaft zu
unterstltzen

GESUNDHEIT

Ausbau der Pflegedrehscheibe bzw. Vernetzung
mit den Gesundheitszentren (teilweise erreicht)

Einrichtung von Gesundheitszentrenin allen
Bezirken

Bei gréBeren Wohnbauvorhaben (wie beispiels-
weise Smart-City, Reininghaus, Green-City)
muss seitens der Stadt Graz, die Ansiedelung
von
Gesundheitszentren/Praxisgemeinschaften
gefdrdert und forciert werden

Schaffung von kostenlosen Pflegekursen in den
Gesundheitszentren der Stadt Graz (erreicht)

Die stadtische Gesundheitspolitik muss
verstarkt auf PraventivmaBnahmen setzen

Das Beratungsangebot in den Bereichen
Erndhrung, Bewegung und psychische
Gesundheit muss verstarkt werden

Pflege als 6ffentliche Leistung fir alle
sicherstellen

Diskussionsprozess Uber die Vorteile der
Legalisierung des staatlich kontrollierten
Verkaufs von Cannabis einleiten
Aktionsplan zu Long Covid etablieren
Attraktivierung des Kassenarztberufs bei
gleichzeitiger Zurickdrangung von

Wahlarztpraxen

Ausbildungsoffensive im Bereich der
Gesundheitsberufe

Verklrzung der Wartezeit in den
Gesundheitseinrichtungen

Anzahl der Medizinstudienplatze massiv
erhéhen

Flachendeckender Ausbau von
Primarversorgungseinheiten

Ausbau psychotherapeutischer Dienste
Ausbildungsoffensive im Pflegebereich

Ausbau der Modellversuche der Anstellung von
pflegenden Angehérigen

Erhohung des Pflegegeldes

Bessere Arbeitsbedingungen im Bereich der
Pflege

Keine Privatisierung im Bereich der Pflege -
GemeinnUtzigkeit fur neue Pflegeeinrichtungen
als Vorgabe

Kostenlose Weiterbildungen im Pflegebereich
etablieren



UMWELTSTADT GRAZ

Die Unweltfrage ist nicht nur auf lokaler, nationaler oder regionaler,
sondern auch auf lokaler Ebene eine der wichtigsten Fragen.

Alle sozialen und gesellschaftlichen Fortschritte
sind wenig wert, wenn der Klimawandel in Form
von Hitzewellen und schlechter Luft die
Gesundheit der Menschen nachhaltig belastet. Es
liegt daher in der Verantwortung einer
stadtischen Verwaltung, alles in ihrer Macht
Stehende zu tun, um Umwelt und Menschen zu
schitzen. Dies ist nur durch eine moderne und
nachhaltig gedachte Politik méglich.

Die Verknlipfung der Themen Verkehr und
Umwelt, ist fir die Grazer Sozialdemokratie aus
mehreren Griinden notwendig. Einerseits sind die
genannten Bereiche als Ganzes zu sehen. Sie
beeinfluss sich daher in besonderem MaBe. So
fhrt der motorisierte Individualverkehr in Graz zu
einer groBen Belastung fir Umwelt und
Menschen. Daher ist der Ausbau des 6ffentlichen
Verkehrssystems aus umweltpolitischer Sicht von
groBer Bedeutung. Dasselbe qilt fiir die sanfte
Mobilitat. Aus diesem Grund ist es sowohl in
gesellschaftspolitischer Hinsicht als auch im
Rahmen stadteplanerischer Uberlegungen
wichtig, die Wechselwirkung zu verdeutlichen, die
zwischen einem ausgewogenen Mix aus
Autoverkehr, 6ffentlichem Nahverkehr,
Radverkehr sowie FuBgangerverkehr und einer
gesunden Umwelt besteht.
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Filr die Grazer Sozialdemokratie werden auf
dem Weg zur ,Umweltstadt Graz” daher die
genannten Themenkomplexe Schwerpunkte in
der politischen Arbeit darstellen .

Die umweltpolitische Wende

In Anbetracht des fortschreitenden
Klimawandels ist es aus Sicht der
Sozialdemokratie unerlasslich, dass in der Stadt
Graz der Umweltschutz weiterhin prioritar
behandelt wird. Auf lange Sicht ist es
notwendig, diesem Thema ahnlich viel
Beachtung zu schenken wie unseren
Kernbereich Arbeit und Soziales. Umweltschutz
schafft auch Arbeitsplatze. Daflr muss er aber
sozial ausgewogen sein. In diesem
Zusammenhang lehnen wir rein
ideologiegetriebenen MaBnahmen, welche die
Masse der Menschen sozial belastet, ebenso ab,
wie eine Verkehrspolitik, die groBe Teile der
Bevdlkerung verargert.

Umweltpolitische Trendwende

Unsere Stadt muss eine umweltpolitische
Trendwende schaffen. In Zukunft soll Graz
osterreichweit fir seine Umweltfreundlichkeit

bekannt sein und nicht als Feinstaubhauptstadt.

Im gesamten Stadtgebiet darf niemand mehr

unter verkehrsbedingten Umweltbelastungen
leiden. Daher gehen wir den auf groBer Ebene
richtigen Weg umweltpolitischen Weg, der 2021
eingeschlagen wurde, selbstverstandlich
weiter.

Gesellschaftliche Gerechtigkeit

Die bereits erwahnte Verkntpfung aller
politischen Fragen mit Umweltaspekten
bestimmt das Handeln der SPO Graz mit.
Letztendlich ist auch die Umweltpolitik eine
Frage der gesellschaftlichen Gerechtigkeit. Als
Sozialdemokratie ist es unsere Pflicht, die
Menschen auch in diesem Bereich vor den
Auswilchsen des Neoliberalismus zu schitzen.
Es sind namlich immer wieder die Interessen
weniger GroBunternehmer und Superreicher,
die dem Schutz der Umwelt im Sinne der
Gesundheit der Vielen im Wege stehen. Daher
missen wir, um das Ziel ,Umweltstadt Graz" zu
erreichen, einen klimapolitischen
Verteilungskampf fihren und gewinnen.

Schiene statt StraBe

Die Hauptlast des offentlichen Verkehrs in Graz
soll von der StraBBe auf die Schiene verlagert
werden. Jeder Bezirk muss an die StraBenbahn
angebunden sein. Der StraBenbahnausbau hat
Vorrang vor dem Ausbau von Busverbindungen.
Neben einer massiven Erweiterung des
StraBenbahnnetzes ist fur die
Schwerpunktverlagerung in Richtung Schiene
auch die Fihrung von Stadtbahn-/S- Bahn-
Strecken durch die Stadt notwendig, die
idealerweise - womadglich - auch unterirdisch
verlaufen. S-Bahnen, die bereits durch das
Stadtgebiet geflihrt werden, missen
zusatzliche Haltestellen erhalten.

Glinstigere Offis fiir alle Grazerinnen und Grazer
Nur wenn wir es schaffen den 6ffentlichen
Verkehr attraktiver zu machen, werden die
Menschen weniger haufig Wege mit dem Auto
zurlcklegen. Daher liegt unser
verkehrspolitischer Fokus auf glinstigeren
Offis. Wir setzen dabei konsequent den Weg der
letzten Jahre fort. Trotz aller Erfolge ist klar,
dass die Offi-Ticketpreise in allen Kategorien
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weiter sinken mussen. Gleichzeitig wollen wir
den Ticketkauf durch die Schaffung von mehr
analogen Ticketverkaufsstellen vereinfachen.
Es muss namlich trotz der voranschreitenden

Digitalisierung allen Menschen mdoglich sein,
schnell sowie unkompliziert glinstige Tickets
fir die Grazer Offis zu erwerben. So
unterstitzen wir vor allem die altere Generation
beim Umstieg auf das 6ffentliche
Verkehrssystem.

VERKEHR

Weitere Senkung der Ticketpreise fiir Offis in
allen Kategorien

Taktverdichtung im Bereich des 6ffentlichen
Verkehrs, vor allem in den AuBenbezirken

Verlangerung der Betriebszeiten von Bussen
und StraBenbahnen

Einfihrung von 24-h-StraBenbahnen am
Wochenende und vor Feiertagen

Massiver Ausbau des Grazer Radwegnetzes
(erreicht)

Wiedereréffnung der Uni-Bim (Linie 2)

Bau einer StraBenbahnlinie tGber den Griesplatz
(teilweise erreicht)

Forderung der sanften Mobilitat

Bessere Auslastung der Grazer Park-and-Ride-
Zentren sicherstellen,

Mehr Park-and-Ride-Zentren in den Grazer
Umlandgemeinen etablieren

Umstellung der Busflotte von fossilen
Brennstoffen auf E-Antrieb bzw. weitere
Alternativen

Genaues Controlling im Bereich der
Anschaffung aller 6ffentlichen Verkehrsmittel

Schaffung besserer Arbeitsbedingungen fir die
Mitarbeiterlnnen der Holding Graz Linien unter
Einbindung der Betriebsratskdrperschaft

Mitfahrt von Begleitpersonen bei gewissem
Behinderungsgrad

Mehr analoge Ticketverkaufsstellen schaffen

Schaffung bzw. Erweiterung von
Querverbindungen bei Radwegen

Freifahrt fir Begleitpersonenim 1. Lebensjahr
des Kindes

Die Verkehrssicherheit muss insbesondere vor
den Grazer Schulen,
Kinderbetreuungseinrichtungen und
Seniorlnneneinrichtungen erhéht werden (30er-
Zonen) (teilweise erreicht)

Ausstattung samtlicher Offi-Haltestellen mit
Wartehduschen

Ausweitung von verkehrsberuhigten Zonen

Zufahrtsmoglichkeiten fiir Menschen mit
Behinderung missen im Sinne der
Barrierefreiheit auch in verkehrsberuhigten
Zonen moglich sein
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Schaffung eines Mikro-Offi-Netzes in
Siedlungsgebieten bzw. in Gebieten mit
schlechter OV-Anbindung

Aufbau einer modernen City-Logistik zur
Reduktion des Glterverkehrs innerhalb des
Stadtgebietes auch unter Einsatz von E-
Lieferwagen

Schaffung von kilrzeren
FuBgangerinnenverbindungen durch Freigabe
von gesperrten oder nur eingeschrankt
zuganglichen Durchgéngen (teilweise erreicht)

Um auf das unterschiedliche
Verkehrsaufkommen in verschiedenen
Jahresabschnitten reagieren zu kdnnen,
missen saisonale Taktanpassungen im Bereich
des 6ffentlichen Verkehrs vorgenommen
werden

Ausbau und Lickenschluss von Gehwegen
(erreicht)

Umgestaltung von ,Schleichwegen” durch
Siedlungsgebiete zu WohnstraBen (erreicht)

Einflhrung einer zweckgebundenen
Nahverkehrsabgabe fiir Unternehmerinnen

Ausbau der Nightline

Mehr 30 er Zonen in Abstimmung mit Anrainern
und auf Bezirksebene

Verbilligtes Jahresticket fir den Zentralraum
Graz

Senkung der Ticketpreise in allen Kategorien in
Richtung Gratis-Offis

Starkere Einbeziehung der Grazer
Umlandgemeinden im Bereich der
Verkehrsplanung

Bau einer StraBenbahnlinie nach Seiersberg-
Pirka

\ \sm)g\,m A

Verdichtung des Park-and-Ride-Angebots an
den Stadtrandern bzw. in den
Umlandgemeinden - idealerweise mit
unmittelbarer Anbindung an das Schienennetz

Bau einer S/Stadt-Bahn - unter Einbindung des
Bundes

Verknipfung mit PR Webling
Koralmbahn an Grazer Flughafen anbinden

Fahrradverbot in der Schmiedgasse umsetzen
(erreicht)

E-Scooter-Verbot auf Radwegen durchsetzen

Regulierung von einspurigen Elektrofahrzeugen
im StraBenverkehr

Errichtung eines Nahverkehrsknotens inkl.
einer S-Bahn-Station in Gésting - unter
Einbindung des Bundes

Bau neuer S-Bahn-Stationen (Ost- West
Verbindung)im Norden und Stidwesten von Graz
-unter Einbindung des Bundes

S-Bahn- oder StraBenbahnanbindung des
Magna- Werkes - unter Einbindung des Bundes
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UMWELT

Graz muss unter besonderer Beachtung der
sozialen Gerechtigkeit und Vertraglichkeit bis
zum Jahr 2035 klimaneutral werden

Umstellung des Fuhrparks der Stadt Graz auf E-
Mobilitat bzw. Hybridmotoren (erreicht)

Errichtung von mehr Photovoltaikanlagen auf
den Dachern der Stadt, beginnend mit allen
Gebauden im stadtischen Eigentum

Die Stadt Graz muss ihre Energie starker als
bisher aus erneuerbaren Energiequellen
beziehen

Eine jahrliche Senkung des stadtischen
Energieverbrauches in Hohe von 3% bis hin zur
Klimaneutralitat wird angestrebt

Pro Bezirk missen jahrlich 100 neue Baume
gesetzt werden

Schaffung eines Fernkaltenetzes

Umsetzung verschiedener MaBnahmen zur
Kihlung des 6ffentlichen Raums im Sommer

In bereits bestehende Parks und Griinanlagen
muss mehr Geld investiert werden

Alle Grazerlnnen mussen die ndchste
offentliche Griinanlage innerhalb von maximal
15 Minuten zu FuB erreichen kbnnen

Bereitstellung einer stadtischen Pramie fur die
Entsiegelung von Flachen

Dachflachen und Fassaden mussen starker als
bisher begrint werden - die stadtischen
Gebaude sollen hierbei Vorbildwirkung haben

Start einer groBangelegten Kampagne zum
Thema Milltrennung

Kostenlose Sperrmillentsorgungin der
Sturzgasse fir alle Grazerlnnen

Die Grinschnittentsorgung muss grundsatzlich
kostenlos erfolgen

Schaffung von dezentralen Mdglichkeiten zur
Mullentsorgung

Bewusstseinsbildende MaBnahmen im Bereich
der Mullvermeidung missen forciert werden

Ausbau der Fernwarmeversorgung (teilweise
erreicht)

Bei der Erzeugung der Fernwarme muss starker
auf Nachhaltigkeit geachtet werden, unter
anderem durch starkere Nutzung der
industriellen Abwarme (teilweise erreicht)

Einfihrung einer Grinflachenpflicht bei
Neubauwohnungen und einer Obergrenze fir
Versiegelungen (teilweise erreicht)

Verbesserung der Luftqualitat

Forderung fur den Austausch veralteter
Heizsysteme - unter Einbindung des Bundes

Verpflichtung zur Weitergabe von noch
genieBbaren Lebensmitteln an Sozialprojekte
oder Kooperationspartnerinnen der Stadt

Vorziehen des Stufenplans zum Ausstieg aus
Olheizungen in Graz




Bessere Vergltung im Bereich der
Pflegeausbildung

Erhdhung des Personalschlissels bei hoheren
Pflegestufen

Fokus auf den Ausbau der mobilen Pflege und
den weiteren Ausbau der Tageszentren

Riicknahme der OGK-Reform
Mehr Kassenstellen

Bessere Verteilung von Kassenstellen innerhalb
des Stadtgebiets

Mehr Community Nurses flr Graz

Reduzierung der Wartezeiten durch 1450 bzw.
OGK

05

Qualitatskriterien bei der 24-Stunden-Pflege
verbessern

Mehr PraventionsmaBnahmen als
Kassenleistung anbieten

Kostenfreier Schwangerschaftsabbruch
Stadtisches Stipendiensystem

Starkung von Anreizmodellen zum
Medizinstudium

Verstarkte Aufklarung in der Drogenpolitik
anstatt Repression
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STADT DER FRAUEN

Ein Graz, das die Gleichstellung nicht nur verspricht, sondern lebz.

Die Frauen werden erst ihre Emanzipation
erlangen, wenn sie selbst aus eigener Kraft
darum kampfen."

Diese Feststellung von Adelheid Popp, der
groBen Vorkampferin der Sozialdemokratie und
ersten Parlamentarierin Osterreichs, hat auch
nach mehr als 100 Jahren nichts an Aktualitat
verloren. Denn dass Frauen wirklich ihre
eigenen Wege gehen kdnnen, ist noch immer
keine alltaglich gelebte Wirklichkeit.

Frauenleben sind vielfaltig. Sie sind Lehrlinge
und Studentinnen, Mitter und Unternehmer-
innen, Pflegerinnen und Pensionistinnen,
Einheimische und Zugewanderte. Diese Vielfalt
bringt unterschiedliche Bedirfnisse mit sich —
und genau diese BedUrfnisse brauchen
politische Antworten.

Denn trotz aller Fortschritte der vergangenen
Jahrzehnte sind es nach wie vor Frauen, die den
GroBteil unbezahlter Arbeit leisten, die seltener

in Fihrungspositionen aufsteigen, die weniger
verdienen und im Alter haufiger von Armut
betroffen sind.

Grazist eine Stadt der Frauen — 174.384 Frauen
leben, arbeiten und gestalten unsere Stadt
taglich mit. Eine fortschrittliche Kommunal-
politik muss das sichtbar machen und
strukturelle Benachteiligungen konsequent
abbauen.

Feministische Sozialdemokratie bedeutet, bei
allen politischen Entscheidungen die Situation
von Frauen im Blick zu haben, Rollenbilder zu
hinterfragen und Frauen zu ermutigen, ihre
eigenen Wege zu gehen — heute, nicht
irgendwann.
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Grazist eine Stadt der Frauen — und das soll
sichinjeder Entscheidung, jedem Budget und

jeder MaBnahme der Stadtpolitik widerspiegeln.

Wer Gleichstellung ernst nimmt, braucht mehr
als gute Absichten: Es braucht verbindliche
Strukturen, ausreichende Ressourcen und den
politischen Willen, Benachteiligungen dort
anzugehen, wo sie entstehen —in der
Arbeitswelt, im Gesundheitssystem, im
offentlichen Raum und im Alltag.

Im Bereich Arbeit und Wirtschaft geht es
darum, Frauen echte Chancengleichheit zu
ermaglichen. Das bedeutet faire Lohne durch
ein verbindliches Lohntransparenzgesetz mit
wirksamen Sanktionen, den Ausbau von
Kinderbetreuungsangeboten, die sich an der
Lebenswirklichkeit von Eltern orientieren, und
einen Rechtsanspruch auf einen Betreuungs-
platz ab dem ersten Lebensjahr.

FUhrungspositionen im 6ffentlichen Dienst und
in 6ffentlich geforderten Einrichtungen sollen
zur Halfte von Frauen besetzt sein — nicht als
Wunsch, sondern als Standard.

Vollzeitarbeitsplatze fir Frauen, besondersin
zukunftstrachtigen Bereichen wie Technologie,
Verkehr und KI, missen gezielt geschaffen und
ausgebaut werden.

Paritat in Fihrung: 50 % aller
Flhrungspositionen im &ffentlichen Dienst
sowie in Aufsichtsraten und der
Privatwirtschaft sind durch Frauen zu besetzen.

Lohntransparenz & Gerechtigkeit: Einflihrung
eines verbindlichen Lohntransparenzgesetzes
mit Sanktionen und Beweislastumkehr, das
auch mittlere Betriebe umfasst.

Arbeitszeitneuordnung: Reduzierung der
Wochenarbeitszeit auf 30 Stunden sowie
Einflhrung einer 4-Tage-Woche bei
gleichzeitiger Aufwertung systemrelevanter
Berufe.

Wirtschaftliche Steuerung: Koppelung
offentlicher Subventionen und Auftrage an
Gleichstellungsziele sowie die Umsetzung von
Gender-Budgeting.

Erwerbsquote: Erreichung einer
Frauenerwerbsquote von 75 % und gezielte
Senkung der Frauenarbeitslosigkeit in Graz.

Soziale Absicherung: Volle Anrechnung von
Eltern-, Pflege- und Hospizkarenzen auf
Pensionen und alle dienstzeitabhangigen
Anspriche.

Kinderbetreuung: Rechtsanspruch auf einen
Betreuungsplatz ab dem 1. Lebensjahr mit
lebensnahen Offnungszeiten.

Bildung ist der Schllssel zu Selbstbestimmung.
Madchen sollen ein breites Spektrum an
Berufsmaglichkeiten kennenlernen und
ermutigt werden, auch Wege einzuschlagen, die
gesellschaftlich noch immer als ,untypisch
weiblich" gelten. Geschlechtersensible
Padagogik gehort verpflichtend in jede
Ausbildung — denn Rollenklischees beginnen
frih und lassen sich nur frih aufbrechen.

Berufswahl & MINT: Vermehrte Aufnahme
weiblicher Lehrlinge in MINT-Berufen und
Ausbau zukunftsfitter Arbeitsplatze (Verkehr,
KI).
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Bildungssystem: Verpflichtende
geschlechtssensible Padagogik in der
Ausbildung und Entfernung stereotyper
Unterrichtsmaterialien.

Wissenschaft: Erhohung des Anteils von
Professorinnen an Universitaten und
Fachhochschulen.

Chancengleichheit: Bestmogliche Forderung
aller Madchen, unabhangig von ihrer Herkunft
oder 6konomischen Rahmenbedingungen.

Gesundheit ist ein Grundrecht, das fir alle
Frauen gleichermaBen zuganglich sein muss —
unabhangig von Einkommen, Herkunft oder
Alter. Frauen missen selbstbestimmt Gber
ihren Kérper entscheiden kdnnen — dazu gehort
der kostenlose Zugang zu Verhitungsmitteln
ebenso wie die Streichung des Schwanger-
schaftsabbruchs aus dem Strafgesetzbuch und
die Gewahrleistung eines kostenlosen und
sicheren Zugangs in 6ffentlichen Gesundheits-
einrichtungen. Dass die Steuer auf
Hygieneartikel abgeschafft wurde, war ein
langst Uberfalliger Schritt — doch
Periodenarmut bleibt ein reales Problem, das
weiter entschlossen bekdmpft werden muss.

Gendermedizin: Schaffung eines
Gendermedizin-Instituts.

Versorgung: Ausbau von Frauen-
Gesundheitszentren(z. B. flir Endometriose)
und Rechtsanspruch auf kostenlose
Psychotherapie flir Opfer sexualisierter Gewalt.

Kérperliche Selbstbestimmung: Streichung des
Schwangerschaftsabbruchs aus dem
Strafgesetzbuch sowie kostenloser Zugang zu
VerhlUtungsmitteln.

Geburtshilfe: Ausbau der
Hebammenversorgung auf SV-Kosten und das
Recht zur Mitnahme der Hebamme ins
Krankenhaus.

Gewalt gegen Frauen ist keine
Privatangelegenheit, sondern ein
gesamtgesellschaftliches Problem. Schutz-
einrichtungen missen ausreichend finanziert,
niederschwellig erreichbar und mehrsprachig
zuganglich sein. Pravention —auch durch
gezielte Mannerarbeit —ist dabei genauso
wichtig wie schnelle Hilfe im Ernstfall.

Finanzierung: Bekenntnis zur ausreichenden
Finanzierung von Gewaltschutz- und
Praventionseinrichtungen.

MaBnahmen: Niederschwelliger Zugang zu
Einrichtungen im Raum Graz und
Beratungsmaoglichkeiten in verschiedenen
Sprachen.

Mannerarbeit: Absicherung und Ausbau der
Mannerarbeit als Teil der Gewaltpravention.

Im 6ffentlichen Raum, in der Kultur und im
politischen Leben gilt dasselbe Prinzip: Frauen
missen sichtbar sein. Bei StraBen-
benennungen, Kunstankaufen,
Kulturférderungen und offiziellen Ehrungen ist
auf ausgewogene Reprasentation zu achten.
Sexistische Werbung hat im Stadtbild nichts
verloren. Und die SPQ Graz selbst geht mit
gutem Beispiel voran — auf Listen, Podien und
in Gremien.

Kulturférderung: 50 % Frauenanteil bei
kinstlerischen Ankaufen, Ateliervergaben und
in allen Kulturgremien.

Sichtbarkeit im Stadtbild: Benennung von
StraBBen und Platzen ausschlieBlich nach
Frauen, bis Paritat erreicht ist.

Offentlicher Raum: Aus fiir Sexismus und
frauenfeindliche Werbung in Graz.

Politische Vorbildwirkung: Einhaltung des
ReiBverschlussprinzips bei Listenerstellungen
der SPQ Graz.
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STADT DES
MITEINANDERS

Jedes Gemeinwesen kann nur auf Grundlage von Solidaritat funktionieren

Gerade in einer Stadt wie Graz, in der viele
Gegensatze aufeinandertreffen, muss
Solidaritat gelebt werden. Konflikte
unterschiedlicher Natur wird es immer geben,
sei es zwischen Jung und Alt, Arm und Reich,
inlandischer und migrantischer Bevdlkerung
oder innerhalb des Spannungsfeldes von
Sicherheit und Freiheit. Es ist die feste
Uberzeugung der Grazer Sozialdemokratie, dass
jeder Gegensatz I6sbar ist und Gberwunden
werden kann. Wir erachten alle Menschen
unabhangig von Alter, Geschlecht, Herkunft
oder Religion als gleichwertig.

Das soziale Netz

Das soziale Netz der Stadt Graz muss so
gespannt sein, dass niemand zurlickgelassen
wird. Die meisten Probleme entstehen
Uberhaupt erst durch ékonomische
Ungleichheit. Daher ist der Sozialbereich ein
zentraler Pfeiler der sozialdemokratischen
Stadtpolitik. Kein Mensch in Graz darf in Sorge
um seine Existenz leben. Es steht auBer Frage,
dass die Stadt Graz ihre zahlreichen
Herausforderungen nur durch mehr Solidaritat
I6sen kann.
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Miteinander statt gegeneinander

Ausgel6st durch die Migrationsbewegung der
letzten 10 Jahre hat sich die Stadt Graz
verandert. Der Anteil von Menschen mit
Migrationshintergrund ist bestandig gestiegen.
Esist davon auszugehen, dass sich diese
Entwicklung bedingt durch die weltweite
Krisenlage weiter verstarken wird. Letztlich
kann eine Massenmigration aus den &rmeren
und von Kriegen gebeutelten Weltregionen nur
durch Hilfe vor Ort eingedammt werden. Wir
treten daher fir starke
Entwicklungszusammenarbeit im Rahmen
unserer finanziellen Mdglichkeiten ein.

Es steht auBer Frage, dass die
Migrationsbewegung der letzten Jahre fir viele
neue Konfliktfelder gesorgt hat. Diese konnen
nur in Form eines Diskurses, der in
gegenseitigem Respekt oder gegenseitiger
Akzeptanz stattfindet, geldst werden. Das
Bekenntnis zu den westlichen Werten der
Aufklarung ist aus unserer Sicht die wichtigste
Grundvoraussetzung fir gelungene Integration:
Meinungsfreiheit, die Rechte des Individuums,
Gleichberechtigung von Mann und Frau, von
hetero- und homosexuellen Menschen sowie die
Akzeptanz des sakularen Staates, in dem
Gesetze Uber religidsen Vorstellungen stehen
sind unverhandelbare Pfeiler unserer
Gesellschaft. Als Stadt der Menschenrechte
muss Graz weiterhin im Kampf gegen
Rassismus, Antisemitismus,
Rechtsextremismus und Islamophobie tatig
sein. Furunsist klar, dass die Antwort auf die
oftmals durch das Aufeinanderprallen
verschiedener Kulturen ausgeldsten
Herausforderungen, klar im Sinne der
europaischen Werte erfolgen muss. Wir lehnen
rechte Hetze und Panikmache ab. Genauso sind
wir aber gegen die Romantisierung im Bereich
der Migrationspolitik sowie das Kleinreden von
Problemen. Es ist nicht unsere Aufgabe
festzulegen, welche Probleme existieren dirfen
und welche nicht in unser Weltbild passen. Wir
mussen Problemfelder aller Art 1dsen.

Dabei stehen fur uns stets die Interessen jener
Menschen im Vordergrund, die hier leben und
die wichtigen europaischen Werte verinnerlicht
haben.

Graz als Vorreiter

Wir bekennen uns ausdrlcklich zur
Europaischen Union. Nur durch gemeinsames
solidarisches Handeln auf staatslbergreifender
Ebene ist die Lésung komplexer Probleme
maoglich. Graz muss eine aktive Rolle bei der
Vertiefung der europaischen Integration
spielen. Daher ist es auch notwendig
Stadtepartnerschaften auszuweiten und zu
intensivieren. In diesem Sinne kdnnen wir
gemeinsam eine solidarische Stadt gestalten.
Es bringt nichts, Menschen, die am Rande der
Gesellschaft stehen, weiter auszugrenzen und
zu Stindenbdcken zu machen. Vor allem in der
Migrationspolitik sind wir davon Uberzeugt, dass
nur massive Investitionen die bestehenden
Schwierigkeiten I6sen kénnen. Die
Hauptschwerpunkte liegen dabei auf einer
Ausweitung des Sprachkursangebots und der
Schaffung von gut bezahlten gemeinnitzigen
Arbeitsmaoglichkeiten fur Asylwerberinnen bei
gleichzeitigen Sanktionen im Falle von
Integrationsverweigerung. So soll mittelfristig
ein solidarisches Miteinander zwischen allen
Bevdlkerungsgruppen garantiert werden.
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Des Weiteren muss eine rasche Eingliederung
der Asylberechtigten in das Osterreichische
Bildungs- und Ausbildungssystem sowie in den
Arbeitsmarkt erfolgen. In einem gréBeren
Zusammenhang muss Migration auch als
Chance fur das Gemeinwesen begriffen werden.

Raum fiir Entfaltung

Im generationendbergreifenden Bereich ist eine
Stadt des solidarischen Miteinanders ein Ort, an
dem Gegensatze nicht mehr bestehen, sondern
weitestgehend Gberwunden wurden. Es muss
Raum flr die Entfaltung von Jung und Alt
geben. Dazu bedarf es eines weiteren Ausbaus
des An- gebots flir Jugendliche und
Seniorinnen. Beide Gruppen haben ihre
speziellen Bedirfnisse. So ist es notwendig, den
Grazer Jugendlichen mehr und bessere
Sportangebote zur Verfligung zu stellen. Unsere
Seniorlnnen verdienen an ihrem Lebensabend
die bestmdgliche Betreuung. In diesem Sinne
ist es einerseits wichtig, in konventionelle
Angebote wie Seniorlnnenheime und
Tageszentren zu investieren. Andererseits
sollen auch neue Konzepte wie alternative
Wohn- und Betreuungseinrichtungen geférdert
werden.

Die Stadt des solidarischen Miteinanders kann
nur Realitét werden, wenn soziale Gegensdtze
liberwunden werden.

Kein Bereich ist im Moment von einer so groen
Kluft gepragt wie jener der
Vermogensverteilung. Ein gleichberechtigtes
Miteinander ist nur durch sozialen Ausgleich
maoglich. Dafir muss der Sozialbereich wieder
jene Bedeutung behalten, die ihm zusteht.

Gleichberechtigte Anlaufstelle

Dariber hinaus sind in der Stadt des
solidarischen Miteinanders die Stadtteilzentren
von Bedeutung. Durch diese Zentren sollen alle
Grazer Bezirke eine gleichberechtigte
Anlaufstelle fur alle Bewohnerlnnen zur
Verfligung gestellt bekommen. Dieser Ansatz ist
vor allem in Anbetracht der wachsenden
sozialen Ungleichheit zwischen dem Osten und
dem Westen der Stadt von groBer Wichtigkeit.

Freiheit statt Verbotspolitik

In der Stadt des solidarischen Miteinanders
werden die im Spannungsfeld zwischen
Sicherheit und Freiheit entstehenden Probleme
in Dialogform und nicht mittels einer
Verbotspolitik geldst. In diesem Zusammenhang
spielt fir uns der Freiheitsbegriff eine zentrale
Rolle. Dieser muss mit dem Konzept der
Gleichheit verbunden werden.

Gleichberechtigt leben

Der 6ffentliche Raum ist in der Stadt des
solidarischen Miteinanders frei von
Konsumzwang und Uberreglementierung. Somit
steht er allen Bevolkerungsgruppen der Stadt
gleichberechtigt zur Verfligung. Im
Sicherheitsbereich ist und bleibt fiir uns der
soziale Aspekt von zentraler Bedeutung.
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Sicherheit fiir alle

Kriminalitat wird am besten praventiv durch
sozialen Ausgleich wirksam bekampft. In
diesem Sinne mochten wir die Ordnungswache
weiterentwickeln. Sie soll primar zu einer
service- und dialogorientierten Einrichtung im
Bereich Konfliktmanagement werden. Die
Sanktionsbefugnis rickt gleichzeitig in den
Hintergrund. Gleichzeitig fordern wir mehr
Polizei fir Graz. Gerade die Situationin
manchen stadtischen Parks ist bedenklich. Wir
bekennen uns in diesem Zusammenhang zu
Schutzzonen als NotfallmaBnahme.

Inklusion

Esist unsere Uberzeugung, dass eine
solidarische Gesellschaft allen Menschen die
Grundlage fir ein gutes Leben ermdglichen
muss. Jeder Mensch hat das Recht, seine
Fahigkeiten und Ressourcen zu entwickeln,
diese einzubringen, sich ein Leben in Wiirde zu
schaffen und dafur Unterstitzungen und
Hilfestellungen zu erhalten und zwar ungeachtet
davon, ob dieser Mensch eine Behinderung hat
oder nicht.

Stadt der Menschen

Als Stadt der Menschenrechte hat sich die Stadt
Graz dazu verpflichtet, in einem Aktionsplan die
UN- Konvention tber die Rechte von Menschen
mit Behinderungen umzusetzen. Diese
MaBnahmen zu den Themen Selbstbestimmung,
Teilhabe, Barrierefreiheit, Beschaftigung,
Bildung und Gleichstellung missenin
Zusammenarbeit mit Menschen mit
Behinderung sowie deren Angehorigen weiter
ausgebaut werden. Im Sinne dieses Prinzips ist
es unerlasslich, Sachunterstitzung verstarkt
durch finanzielle Beihilfen zu erganzen.

Die Vorstellungen von Kultur sind so divers wie
die Gesellschaft selbst

In der Stadt des solidarischen Miteinanders
haben all ihre Auspragungen gleichberechtigt

Platz. Um der Mehrzahl der Menschen die
Auslbung von und die Teilhabe an der Kultur zu
ermoglichen, ist der Abbau sozialer Hirden nétig.

Ausbau der Férderungen

Alle in Graz befindlichen Museen fiir Jugendliche
unter 26 Jahren kostenlos zuganglich sein. Des
Weiteren sollen die Aktionen ,Hunger auf Kultur”
sowie der ,Kulturpass” ausgeweitet werden. Die
selbststandige Austbung kultureller Tatigkeit
muss durch eine umfassende Bewusst-
seinsbildung im Jugendbereich und verstarkte
Forderung von nichtkommerziellen
Veranstaltungen der freien Szene sowie
freischaffender Kiinstlerlnnen garantiert werden.
Generell muss die Verteilung der stadtischen
Finanzmittel fir den Kulturbereich Gberdacht
werden. Anstelle kommerzieller Massenevents
sollen in Zukunft kleinere, aber qualitativ
hochwertigere Veranstaltungen in den Genuss
von Forderungen kommen. Auf diesem Weg kann
mittelfristig eine aufstrebende, vielfaltige und
lebendige Kulturszene in Graz entstehen.

Gedenkkultur

Zur Reprasentation der kulturellen Vielfalt gehort
flr uns auch die Starkung der Gedenkkultur. Um
den haufig unterschatzten kulturellen und
historischen Stellenwert der
Arbeiterlnnenbewegung hervorzuheben, soll ein
Museum fir Arbeit entstehen. Den richtigen Weg
der Umbenennung historisch belasteter
StraBennamen wollen wir in den nachsten Jahren
weitergehen.

Verwirklichung von Visionen

Durch das beschriebene MaBnahmenpaket kann
der Kulturbereich einen zentralen Beitrag fur die
Verwirklichung der Vision einer Stadt des
solidarischen Miteinanders leisten. Dieser liegt
vor allem in einer Erweiterung des Denkens der
Menschen. Kultur hat schon immer dazu
angeregt, den eigenen Horizont zu erweitern und
sichin die Lage anderer zu versetzen. Auf diese
Art und Weise kdbnnen Gegensatze iberwunden
werden .
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SOZIALES

Die Leistungen, die Uber die SocialCard bezogen
werden, sollen - um ein selbstbestimmtes
Leben fihren zu kdnnen - wieder als
Geldleistungen aus- bezahlt werden (erreicht)

Erhohung des Sozialbudgets der Stadt Graz
(erreicht)

Etablierung einer Sozialdrehscheibe als
niederschwellige Anlaufstelle fir
anspruchsberechtigte Personen analog zur
Pflegedrehschreibe (erreicht)

Schaffung von Stadtteilzentrenin allen
Stadtbezirken als Informations-und
Kommunikationsdrehscheiben fiir die
Bevdlkerung

Ausbau der Notschlafstellen
Starkung des zweiten Arbeitsmarktes in Graz

Bekenntnis zur Starkung von gemeinndtzigen
Organisationen im Sozialbereich

Ankurbelung der Konjunktur durch aktive
Wirtschaftspolitik

Wichtige Impulse bei Arbeit und Beschaftigung
in Zusammenarbeit mit dem Land, damit
benachteiligte bzw. arbeitsmarktferne
Personen bessere Chancen auf Beschaftigung
haben (erreicht)

MaBnahmen um Beschaftigungschancen fir
Menschen mit Behinderung zu erhéhen

Reparatur der bedarfsorientierten
Mindestsicherung, um jenen, die es bendtigen,
eine menschenwirdige Existenz zu ermdglichen
(erreicht)

MIGRATION

Forderung des personlichen Miteinanders
(Buddy- Projekte)

Ausweitung der Stadtepartnerschaften der Stadt
Graz mit Regionen, Stadten und Gemeindenin
Schwellen-und Entwicklungslandern im Sinne
einer Entwicklungszusammenarbeit auf
kommunaler Ebene (Wissenstransfer,
Studentinnenaustausch, Technologieaustausch,
Berufs-/Lehrlingsausbildung, humanitare
Zusammenarbeit etc.)

Mehr Unterstitzung bei der freiwilligen Rickkehr
bereitstellen

INTEGRATION

Verstarkung des stadtischen Angebots an
berufsbegleitenden Dolmetschkursen

Schaffung von Kollegangeboten fir alle
Menschen mit Migrations- bzw.
Fluchthintergrund

Forderung von Nachhilfeprojekten fiir alle
Menschen mit Migrations- bzw.
Fluchthintergrund

Ausweitung des Sprachkursangebots und
Erweiterung der Zielgruppen

Einrichtung von Community Colleges zur
besseren Ausbildung von Menschen mit
Migrations- bzw. Fluchthintergrund

Hausordnungen und Regeln des
Zusammenlebens in Parks, auf Spielplatzen,
Bezirkssportplatzen etc. sind durch
Piktogramme (eine fir alle verstandliche
grafische Darstellung durch Symbole) darzulegen

Weiterbestand des Migrantinnenbeirats auf
stadtischer Ebene absichern

KINDER, JUGEND UND FAMILIE

Kinderarmut muss verstarkt bekampft werden -
beispielsweise durch die Erweiterung der
Schulbeihilfe, kostenlose Sport- und
Ferienangebote, Gratis- Nachhilfe, kostenloser
Schi-/Schischuhverleih
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Ausbau des Bildungs- und Freizeitangebots fir
Kinder

Einflhrung einer Kindergrundsicherung

Weiterer Ausbau der bzw. mehr Information zu
FuBgéangerinnentaxis (Pedi-Bus), um
Schulkindern die Méglichkeit zu eréffnen, den
Schulweg unter Begleitung zu FuB zu
absolvieren

Erstellung eines Konzepts zur kindergerechten
Mobilitat unter Einbindung des
Kinderparlaments

Bessere Unterstlitzung ehrenamtlicher
Funktionarlinnen inklusive Information
betreffend Rechts- und Haftungsfragen

Kostenloser Transport von Schul-und
Kindergartenkindern bei Ausfligen und
Veranstaltungen im Grazer Stadtgebiet durch
offentliche Verkehrsmittel

Vereinsbonus fir finanziell schlechter situierte
Familien

Etablierung eines Jugendzentrums in jedem
Bezirk

Starkung des Kinderschutzes

Offentlicher Raum

Erholungsflachen mit ausreichend
Sitzmoglichkeiten missenin jedem Fall auch

konsumfrei nutzbar sein

Mehr 6ffentliche Grillplatze in den Grazer Parks
und entlang des Murufers

Reduzierung der Kosten fur 6ffentliche
Veranstaltungen mit gemeinnitzigem Charakter

Teilweise Offnung von Parkwegen fiir den
Radfahrverkehr, wo dies ohne Beeintrachtigung
der Parkbesucherlnnen mdglich ist
Wiedereinfihrung der Hundeabgabe mit
Zweckwidmung fur die Errichtung weiterer
Hundewiesen

Erweiterung der FuBgangerinnenzonen

Gendergerechte Gestaltung von Platzen im
offentlichen Raum

Mehr Sitzgelegenheiten und Mistkiibel in der
Stadt

Bessere Beschattung von Spielplatzenim
offentlichen Raum

Vereinfachung der Genehmigungsverfahren fir
kleinere Veranstaltungen

Errichtung neuer Parks
Kihlung im 6ffentlichen Raum verbessern
Mehr Trinkbrunnen im 6ffentlichen Raum

Geeignete Platze fir Skater schaffen
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Sport
Massive Investitionen in den Neubau und in die
Sanierung der 6ffentlichen stadtischen

Sportanlagen

Offentliche Sportanlagen miissen auch in den
Ferien ge6ffnet sein(erreicht)

Grazer Sportvereine in die
Bespielung/Betreuung der stadtischen

Sportanlagen einbinden

Kleine und mittlere Sportvereine missen
verstarkt unterstiitzt werden

Die Férdermittelvergabe im Sportbereich muss
transparenter erfolgen (erreicht)

Senkung der Eintrittspreise fur die Grazer Bader

Mindestens ein Bezirkssportplatzin jedem
Grazer Stadtbezirk

Rascher Stadionausbau

Eissportmdoglichkeit im Grazer Westen

Kunst und Kultur

Freischaffende Kinstlerlnnen missen verstarkt
gefordert werden

Starkere Forderung von Veranstaltungen der
freien Szene bzw. Bereitstellung von
Raumlichkeiten (erreicht)

Reduzierung der Auflagen fir
nichtkommerzielle Festivals der freien Szene

Mehr Transparenz bei der Férderung von
Massenevents und Verpflichtung zu Green
Events: Erreicht

Ausbau der Aktion ,Hunger auf Kunst und Kultur”

und Ausweitung des Grazer ,Kulturpasses”

Besucherinnenzahlen dirfen kein
Forderkriterium sein

Alle in Graz befindlichen Museen mussen flr
Personen unter 26 Jahren kostenlos sein

Freier Eintritt in allen stadtischen Museen an
einem Tag pro Woche

Kulturstrategie der Stadt Graz konsequent
umsetzen

Starkung der Gedenkkultur in Graz(erreicht)
Schaffung einer Schlichtungsstelle fir
Streitigkeiten zwischen Anrainern und
Veranstaltern

Schaffung einer Kulturservicestelle

Ausbau der Kulturlotsen

Internationalisierung im Kulturbereich verstarken

Starkung der Bewusstseinsbildung im Bereich
der Jugendkultur

Novellierung des Veranstaltungsgesetzes im
Sinne einer Vereinfachung flir gemeinnitzige
Organisationen

Fair Pay als Voraussetzung flr Forderungen

Einrichtung eines Museums fur Arbeit

Besetzung von Kulturgremien nach
Qualitatskriterien

Erstellung eines Leitfadens zur
Kulturférderlandschaft

Abhaltung von Workshops zur steirischen
Kulturférderlandschaft
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LGBTAIQ+

Die Stadt der Menschenrechte sollte in Zukunft
mehr auf die tatsachliche Reprasentation aller
Menschengruppen achten. Wir bekennen uns zu
einer weltoffenen, toleranten, vielfaltigen und
bunten Stadt, die dies auch nach auBen hin
zeigt. Die Stadt soll groBe Unterstitzerin von
vielfaltigen, queeren Veranstaltungen sein und
durch Forderungen und Sachleistungen helfend
agieren.

Sichtbares Bekenntnis der
Menschenrechtsstadt Graz zu einer bunten und
vielfaltigen Stadt in Form von Regenbogen-
Zebrastreifen, Regenbogen- Banken und
vielfaltigen Ampel-Parchen im Grazer Stadtbild
(erreicht)

Einsatz flr die Streichung von Trans- und
Intersexualitat aus dem Krankheitsverzeichnis

Wiederzulassung von Vereinen, die
sexualpadagogische Dienstleistungen im Sinne
der Aufklarung anbieten

Verbot der Konversionstherapie

Ausweitung des Antidiskriminierungsgesetzes
auf den LGBTAIQ+-Bereich

Inklusion
Schnellstmdégliche weitere Umsetzung der UN-
Konvention Uber die Rechte von Menschen mit

Behinderung

Alle Lebensbereiche missen barrierefrei
zuganglich sein

Alle Kulturveranstaltungen der Stadt Graz
missen barrierefrei zuganglich sein

Die Barrierefreiheit im Bereich der 6ffentlichen
Verkehrsmittel muss weiter ausgebaut werden

Sachleistungen muissen verstarkt durch
Geldleistungen erganzt werden

Offentliche Dokumente miissen in einfacher
Sprache Form allgemein verflgbar sein

Magistratsbedienstete mit direktem
Kundenkontakt sollen mittels Schulungen fir das
Thema Inklusion sensibilisiert werden

Erleichterung des Ubergangs aus dem StBHG in
den ersten bzw. zweiten Arbeitsmarkt

Bereitstellung von vielfaltigen Angeboten, die
Menschen mit Behinderung eine
gleichberechtigte Teilhabe an Beschaftigung und
Arbeit ermdglichen

Lohn statt Taschengeld
One-Stop-Shop fir Heilbehelfe und Hilfsmittel
Etablierung von Inklusionsdrehscheiben

Weiterentwicklung des StBHG unter den
Aspekten von gréBerer Flexibilitat und
Selbstbestimmung anhand bereits bestehender
und mdoglicher neuer Pilotprojekte

Die UnterstltzungsmaBnahmen aus den
unterschiedlichen Bundes- und Landesgesetzen
sind so zu gestalten, dass Teilhabe an einem
inklusiven Arbeitsmarkt von Menschen mit
Behinderungen gelingen kann

Der Zugang zu einer existenzsichernden Arbeit
sowie einer sozialversicherungsrechtlichen
Absicherung muss jedem Menschen offenstehen

Seniorinnen

Ausarbeitung und Umsetzung von alternativen
Wohn-und Betreuungskonzepten flr
Seniorlnnen

Durchgehende Anwesenheit von qualifiziertem
Pflegepersonal in betreuten Wohnheimen der
Stadt Graz

Etablierung von Seniorlnnenangeboten in den
Nachbarschaftszentren auf intergenerativer und
inklusiver Basis



Ausweitung des Serviceangebots der
Pflegedrehscheibe (erreicht)

Einsatz fir den Erhalt von Personal an
Supermarktkassen

EinfUhrung eines Kulturkinotages fir
Seniorlnnen

Verwirklichung einer bedarfsorientierten
Grunphase fur FuBgéngerinnen

Sicherheit

Reform der Ordnungswache mit dem Ziel der
Schaffung einer noch starker service- und
dialogorientierten Einrichtung. Das
Konfliktmanagement sollte im Fokus stehen
und die Sanktionen im Hintergrund

Einsetzung einer standig anwesenden,
serviceorientierten Parkbetreuung in allen
groBeren Grazer Parks (wie z. B. Stadtpark,
Volksgarten, Augarten)als Ansprechpartnerin
fur die Parkbesucherlnnen

Qualitative und quantitative Verbesserung der
StraBenbeleuchtung auch im Bereich der Rad-
und FuBwege sowie der Unterfiihrungen

Bessere Beleuchtung von Spiel-und
Sportplatzen im Winter

StraBenbeleuchtung verbessern

Verstarkung praventiver MaBnahmen im
Sicherheitsbereich

Bekenntnis zu Schutzzonen als NotmaBnahme

Mehr Polizeidienststellen sowie Personal
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	Führungspositionen im öffentlichen Dienst und in öffentlich geförderten Einrichtungen sollen zur Hälfte von Frauen besetzt sein — nicht als Wunsch, sondern als Standard.
	Vollzeitarbeitsplätze für Frauen, besonders in zukunftsträchtigen Bereichen wie Technologie, Verkehr und KI, müssen gezielt geschaffen und ausgebaut werden.
	Parität in Führung: 50 % aller Führungspositionen im öffentlichen Dienst sowie in Aufsichtsräten und der Privatwirtschaft sind durch Frauen zu besetzen.
	Lohntransparenz & Gerechtigkeit: Einführung eines verbindlichen Lohntransparenzgesetzes mit Sanktionen und Beweislastumkehr, das auch mittlere Betriebe umfasst.
	Arbeitszeitneuordnung: Reduzierung der Wochenarbeitszeit auf 30 Stunden sowie Einführung einer 4-Tage-Woche bei gleichzeitiger Aufwertung systemrelevanter Berufe.
	Wirtschaftliche Steuerung: Koppelung öffentlicher Subventionen und Aufträge an Gleichstellungsziele sowie die Umsetzung von Gender-Budgeting.
	Erwerbsquote: Erreichung einer Frauenerwerbsquote von 75 % und gezielte Senkung der Frauenarbeitslosigkeit in Graz.
	Soziale Absicherung: Volle Anrechnung von Eltern-, Pflege- und Hospizkarenzen auf Pensionen und alle dienstzeitabhängigen Ansprüche.
	Kinderbetreuung: Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz ab dem 1. Lebensjahr mit lebensnahen Öffnungszeiten.
	Bildung ist der Schlüssel zu Selbstbestimmung. Mädchen sollen ein breites Spektrum an Berufsmöglichkeiten kennenlernen und ermutigt werden, auch Wege einzuschlagen, die gesellschaftlich noch immer als „untypisch weiblich" gelten. Geschlechtersensible Pädagogik gehört verpflichtend in jede Ausbildung — denn Rollenklischees beginnen früh und lassen sich nur früh aufbrechen.
	Berufswahl & MINT: Vermehrte Aufnahme weiblicher Lehrlinge in MINT-Berufen und Ausbau zukunftsfitter Arbeitsplätze (Verkehr, KI).
	Bildungssystem: Verpflichtende geschlechtssensible Pädagogik in der Ausbildung und Entfernung stereotyper Unterrichtsmaterialien.
	Wissenschaft: Erhöhung des Anteils von Professorinnen an Universitäten und Fachhochschulen.
	Chancengleichheit: Bestmögliche Förderung aller Mädchen, unabhängig von ihrer Herkunft oder ökonomischen Rahmenbedingungen.
	Gesundheit ist ein Grundrecht, das für alle Frauen gleichermaßen zugänglich sein muss — unabhängig von Einkommen, Herkunft oder Alter. Frauen müssen selbstbestimmt über ihren Körper entscheiden können — dazu gehört der kostenlose Zugang zu Verhütungsmitteln ebenso wie die Streichung des Schwanger-schaftsabbruchs aus dem Strafgesetzbuch und die Gewährleistung eines kostenlosen und sicheren Zugangs in öffentlichen Gesundheits-einrichtungen. Dass die Steuer auf Hygieneartikel abgeschafft wurde, war ein längst überfälliger Schritt — doch Periodenarmut bleibt ein reales Problem, das weiter entschlossen bekämpft werden muss.
	Gendermedizin: Schaffung eines Gendermedizin-Instituts.
	Versorgung: Ausbau von Frauen-Gesundheitszentren (z. B. für Endometriose) und Rechtsanspruch auf kostenlose Psychotherapie für Opfer sexualisierter Gewalt.
	Körperliche Selbstbestimmung: Streichung des Schwangerschaftsabbruchs aus dem Strafgesetzbuch sowie kostenloser Zugang zu Verhütungsmitteln.
	Geburtshilfe: Ausbau der Hebammenversorgung auf SV-Kosten und das Recht zur Mitnahme der Hebamme ins Krankenhaus.
	Gewalt gegen Frauen ist keine Privatangelegenheit, sondern ein gesamtgesellschaftliches Problem. Schutz-einrichtungen müssen ausreichend finanziert, niederschwellig erreichbar und mehrsprachig zugänglich sein. Prävention — auch durch gezielte Männerarbeit — ist dabei genauso wichtig wie schnelle Hilfe im Ernstfall.
	Finanzierung: Bekenntnis zur ausreichenden Finanzierung von Gewaltschutz- und Präventionseinrichtungen.
	Maßnahmen: Niederschwelliger Zugang zu Einrichtungen im Raum Graz und Beratungsmöglichkeiten in verschiedenen Sprachen.
	Männerarbeit: Absicherung und Ausbau der Männerarbeit als Teil der Gewaltprävention.
	Im öffentlichen Raum, in der Kultur und im politischen Leben gilt dasselbe Prinzip: Frauen müssen sichtbar sein. Bei Straßen-benennungen, Kunstankäufen, Kulturförderungen und offiziellen Ehrungen ist auf ausgewogene Repräsentation zu achten. Sexistische Werbung hat im Stadtbild nichts verloren. Und die SPÖ Graz selbst geht mit gutem Beispiel voran — auf Listen, Podien und in Gremien.
	Kulturförderung: 50 % Frauenanteil bei künstlerischen Ankäufen, Ateliervergaben und in allen Kulturgremien.
	Sichtbarkeit im Stadtbild: Benennung von Straßen und Plätzen ausschließlich nach Frauen, bis Parität erreicht ist.
	Öffentlicher Raum: Aus für Sexismus und frauenfeindliche Werbung in Graz. Politische Vorbildwirkung: Einhaltung des Reißverschlussprinzips bei Listenerstellungen der SPÖ Graz.
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